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Die Gelegenheit, am
europaweiten Aktionstag

ohne Auto überzeugendfür
umweltfreundliche

alternative Verkehrs-
konzeptezu werben,

will Luxemburg offenbar
nicht nutzen.

Wie eine Erfolgsstory liest
sich die Geschichte der europäi-
schenInitiative"IndieStadt− oh-
ne mein Auto!", die am22. Sep-
tember zumzweiten Mal europa-
weit stattfinden wird. Statt kilo-
meterlanger Auto−Blechlawinen
Rollerblades und Fahrräder: Die
i mJahr 1998 erstmals vomfran-
zösischen Ministerium für Um-
welt und Raumordnung ins Le-
bengerufenelandesweite Aktion
stieß vor allembei der von Au-
tolärm und −gestank besonders
betroffenen Pariser Bevölkerung
auf überraschend positive Reso-
nanz. DieIdee, Bürgerinnen und
Bürger statt für das Auto vor al-
lemfür den umweltfreundliche-
ren öffentlichen Transport zu
sensibilisieren, fand Nachah-
mer: Es folgteItalien, undalsi m

vergangenen Jahr die EU−Um-
weltkommission die Initiative
auf europäischer Ebene be-
schloss, beteiligten sich über
850 Städte, Gemeinden und
Landkreise aus 26 Ländern am
ersteneuropaweitenAktionstag.
Dieses Jahr reiht sich auch

Luxemburg bei den Unterstüt-
zenden ein: 30 von 120 Gemein-
den haben ihre Teilnahme ver-
bindlich zugesagt, das Umwelt-
ministerium koordiniert das
Event. Das soll, sodas Ministeri-
um, mit Aktionen, Ständen und
Informationen "hauptsächlich
für das Transportthemasensibi-
lisieren". Die EU−Umweltkom-
mission betont neben dem
Aspekt der Bewusstseinsbil-
dung die Gelegenheit für die Be-
völkerung, einen Tag lang "ihre
Stadt in einer sauberen und ru-
higeren Umwelt zugenießen".
Ob das hierzulande im glei-

chen Maße gelingen wird wiein
den Nachbarländern, darf aller-
dings bezweifelt werden.
"Wir haben spät angefangen",

begründet Henri Haine, Beauf-
tragter des Umweltministeriums
für den "Dag ouni Auto". Einzel-
ne Gemeinden hätten sichtrotz
frühzeitig verschickter Anmel-
debögen nicht beziehungsweise
spät zurückgemeldet. Wegen
dieser Verspätungen werde man
nuneine"kleinere Version" orga-
nisieren: Die von der EU vorge-
sehenen Begleitstudienzu Lärm
und Luftbelastung, wesentli-
cher, dieumweltschonende Aus-
wirkungen kontrollierender Be-
standteil der europäischen In-
itiative entfallen. Und statt mit
landesweiter Öffentlichkeits-
kampagne, gemeinsam abge-
sti mmten Konzept und inhalt-
lichen Programmen für den
autofreien Tagzu werben, bleibt
es nun den interessierten Städ-
ten größtenteils selbst überlas-
sen, wie sie den Aktionstag ge-
stalten wollen.

Konzeptlos undinhaltsarm
Da zeichnen sich schon jetzt

erhebliche Unterschiede ab:
Wer zumBeispiel denautofreien
Tagin Eschfeiern will, darf sich
über einen kostenlosen Busser-
vice freuen. "Mit Gratisfahrten
und einem15−Minuten−Takt wol-
len wir den Leuten, das Fahren
mit öffentlichen Verkehrsmittel
schmackhafter machen", be-
gründet Georges Tonnar vom
örtlichen Transportverbund
TICE das einmalige Angebot.
"Schließlich", setzt er nach,
"geht es doch in erster Linie
darum."
Die Stadt Luxemburg hinge-

gen will davon nichts wissen −
obwohl die EU−Umweltkommis-
sion vergünstigte Bus− und
Bahnfahrpreise als umweltscho-
nendeAnreizeanpreist. Laut Au-
tobus−Service werden die Bus-
fahrten an jenemTag zwar auf-
gestockt, doch Gratisfahrten
wird es nicht geben. "Wir ma-
chen prinzipiell keine Gratis-
fahrten", lautet es aus der Abtei-
lung. Wegen der Abonnenten,

die bei einemGratisangebot "be-
nachteiligt wären". Ausnahmen
gibt es zwar, die sind aber nur
für den Nationalfeiertag oder
großherzögliche Anlässe vorge-
sehen.
Hinter der starren Preispolitik

steckt womöglichnocheinande-
re Überlegung: Ein kostenloses
Angebot würde sehr wahr-
scheinlich eine höhere Zahl an
NutzerInnen nach sich ziehen.
Für das Transportwesen der
Stadt Luxemburg ein kritisches
Unterfangen: Lediglich fünf bis
acht Prozent Mehrbelastung
könne der öffentliche Verkehr
nämlichverkraften, weißder mit
der Organisation beauftragte
Marc Weydert vom Festaus-
schuss. Andernfalls, das habeer
von einem Kollegen aus dem
Transportbereich erfahren, bre-
che das ganze System zusam-
men. Bleibt die Frage, wie dann
das geplante zusätzliche Ange-
bot, RadlerInnen samt Velo i m
Bus mitzunehmen, realisiert
werdensoll.
Anders als Kultur−Schöffin

ColetteFlesch, laut der es bisher
keine nennenswerten zeitliche
Verspätungen in der Planung
gegeben haben soll, spricht
Weydert ebenfalls von zeit-
bedingten organisatorischen
Schwierigkeiten. Enges Timing
und die Ferien seien Gründe
dafür, dass die Vorbereitungen
mit den verschiedenen Organi-
sationen und Einrichtungen nur
schleppend vorankämen. War-
umtrotz i m Mai beschlossener
Teilnahme sein Ausschuss mit
der Planung erst Ende Juni be-
auftragt wurde, weiß Weydert
nicht.

Parkhäuser bleiben offen
Aussagen der grünenStadtab-

geordneten Viviane Loschetter
zufolge liegt die Verantwortung
für einen"reduziertenautofreien
Tag" inerster Linie bei mBürger-
meister Pol Hel minger. Nicht nur
dessen späte Rekation auf eine
entsprechende Motion zum au-
tofreien Tag kritisiert sie, auch
die bisherigen Plänen zum au-
tofreien Tag begeistern die Grü-
ne nicht. Es mangele aninhaltli-
cher Substanz, so ihr Vorwurf.
Vor allem die Tatsache, dass
Parkhäuser offen bleiben und
Hauptverkehrsstraßenfür Autos
befahrbar bleiben, ärgert sie.
"Damit schafft man docherst ei-
nen Anreiz, mit demAutoin die
Stadt zu kommen." Offenbar
wollte die Stadt sich hiermit vor
allem die Zusti mmung des Ein-
zelhandels erkaufen: Der Einzel-
handelsverband steht den au-
tofreien Tag"sehr skeptisch" ge-
genüber und begründet die Not-
wendigkeit von Parkplätzen und
beschränktem Autoverkehr
möglichen Umsatzeinbußen. Sei-
ne Idee für den 22. September:
Gratisparkplätze in innenstadt-
nahenParkhäusern.

Ines Kurschat

FreieFahrtfür RadlerInnengibt esselbst amautofreien Aktionstagin
Luxemburgnur eingeschränkt. (Foto: Archiv)

Ein bisschen Bio
Ein bisschen Bio darf es nun also auch bei m Agrarmini-
ster Fernand Boden sei n: Fi nanzielle Hilfen i n Höhe von
6.000 LUF pro Jahr und Hektar sehen die ergänzenden
großherzoglichen Reglemente zum neuen Agrargesetz
vor. Angehende Biobetriebe dürfen i n der dreijähri gen
Umstell ungszeit sogar mit 8. 000 LUF pro Jahr und Hektar
rechnen.
Umweltaspekten i n der Landwirtschaft wird laut Gesetz
künfti g mehr Rechnung getragen, zum Beispiel soll der
reduzierte Ei nsatzvon Gülle und Jauche sowie von Spritz-
mittel n fi nanziell belohnt werden, ebenso die Pflege der
Ackerstreifen und der Schutz vor Bodenerosi onen. Die Fi-
nanzhilfe von rund 60 Milli onen Franken betrifft jedoch
konventi onelle und ökologische Landwirtschaft gleicher-
maßen − von einer gezielten Förderung des Biolandbaus
durch das neue Agrargesetz kann also weiterhi n nicht die
Rede sei n.
Den für diesen Bereich verfügbaren Fi nanzmittel stehen
zudem 370 Milli onen Franken für die so genannte Land-
schaftspflegeprämie gegenüber. Diese ist unter anderem
an die Erhaltung von Wiesen und das Führen ei nes "Par-
zellenbuches" über ausgebrachte Düngemittel gebunden.
Die Landschaftspflegeprämie erhalten heutzutage bereits
90 Prozent aller Bauern. Damit dürfte klar sei n: Der Agrar-
minister setzttrotz BSE und MKS weiterhi nlieber auf kon-
venti onelle Anbaumethoden, statt gezielt die ökol ogische
Landwirtschaft zu fördern.

Genua: Polizei unter Druck
Der zu den Vorfällen i n Genua ei ngesetzte Untersu-
chungsausschuss der italienischen Deputiertenkammer
erwägt offenbar personelle Konsequenzen. Diese sollen
Medienberichten zufol ge die für die Polizei−Razzia i n der
Diaz−Schule Verantwortlichen treffen. Diskutiert wird un-
ter anderem die Versetzung des Polizei präsidenten Fran-
cesco Col ucci aus Genua − wegen "absol uter Unzuläng-
lichkeit". Die Schule, i n der Gi pfel gegnerI nnen und Jour-
nalistI nnen übernachtet hatten, war von Polizeiei nheiten
gestürmt worden. Diese hatten wahll os auf die i m Schlaf
überraschten DemonstrantI nnen ei ngeschlagen und diese
zum Teil erheblich verletzt. Erste Augenzeugenberichte
wurden nun durch Erkenntnisse von Sachverständigen
bestäti gt: Sie erklärten ei nhelli g, es habe bei mPolizeiei n-
satz"Fehler und grundlose Gewalt" gegeben.
I ndessen wurden zahlreiche Medien i n Italien per Verfü-
gung dazu aufgefordert, den Ermittlern neben Bil dern der
Polizei−Razzia auch sämtliches Material zu den Straßen-
kämpfen und der Erschießung des 23jähri gen Demons-
tranten Carlo Guilani zu übergeben. Dies sei notwendi g,
so Staatsanwalt Roberto Fucigna, damit die Ermittler se-
hen könnten, was wirklich passiert sei. Zahlreiche Jour-
nalistenverbände protestieren gegen diese Anordnung.
Journalisten sollten nicht als Ersatz benutzt werden, wenn
Polizei und Staatsanwaltschaft nicht vor Ort waren, hei ßt
es. I hr Protest dürfte vergebens sei n: Es gibt kei ne Ei n-
spruchmöglichkeit und bei Verstoß drohen hohe Strafen.

Findel un an après
C' était en juill et 2000: pour manifester contre une expul-
sion forcée, une vingtai ne de citoyens et citoyennes avai-
ent osé s' aventurer de façon non−violente sur le tarmac
du Fi ndel pour se rapprocher le pl us possi ble de l' avi on
qui devait rapatrier un ressortissant al gérien dans des
conditi ons particulièrement i nhumai nes. Les vi ngt per-
sonnes qui se sontfait évacuer sansi nci dents par lesfor-
ces del' ordre ont fait l' objet de poursuitesjudiciaires. El-
les attendent leur procès pour le mois de novembre ou
décembre. Un"collectif Fi ndel" vient de se constituer pour
protester contrela cri mi nalisati on de ces personnes dont
le seul but a été de manifester leur oppositi on contrel' ar-
bitraire. Au moment où une politi que de régularisati on
très restrictive risque defaire augmenter le nombre d' ex-
pulsi ons, les procèsi ntentés sont vécus comme uneten-
tative pour jeter le discrédit sur un mouvement qui ne
poursuit qu' un seul but: l utter pour le respect des droits
dela personne humaine.
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